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nehmen, da häufig auf Radwege oder die Fahrbahn ausgewichen werden muss. Die Teilstra-
tegien beschäftigen sich, neben vielen weiteren Aspekten mit einem strategischen Maßnah-
menpaket, die dem Gehwegparken entgegen wirkt. So sollen Maßnahmen vorgestellt, 
diskutiert weiterentwickelt und im Rahmen der Möglichkeiten umgesetzt werden. Dabei gilt 
stets das System auf Wirksamkeit hin zu überprüfen sowie mögliche entstehende Heraus-
forderungen und notwendige Anpassungen weiterzuentwickeln. 
 
Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur StVO (VWV StVO) lässt die Anordnung von 
Gehwegparken nur in sehr begrenztem Rahmen zu. Unter anderem muss „genügend Platz für 
den unbehinderten Verkehr von Fußgängern gegebenenfalls mit Kinderwagen oder 
Rollstuhlfahrern auch im Begegnungsfall [bleiben]“1. Planungswerke wie die Richtlinien für die 
Anlage von Stadtstraßen (RASt) gehen davon aus, dass für den Begegnungsfall von 
Fußgänger*innen eine Gehwegbreite von etwa 2,50 m erforderlich ist. Die Anordnung von 
Gehwegparken wird in den Außenbezirken Münchens auf Grund der häufig geringen 
Gehwegbreiten daher nur selten möglich sein. Außerhalb von Bereichen mit angeordnetem 
Gehwegparken ist sowohl das Halten als auch das Parken auf Gehwegen grundsätzlich nicht 
zulässig und stellt regelmäßig eine Ordnungswidrigkeit dar. Ordnungswidrig zum Parken 
genutzte Gehwegflächen werden auf Grund begrenzter Platzverhältnisse vielerorts nicht durch
StVO-konforme Parkmöglichkeiten ersetzt werden können.

Mit der voranschreitenden Ausweitung des Parkraummanagements mit mehr und mehr 
Gebieten wird zunehmend auch flächenhaft auf eine Parkraumentlastung durch eine geregelte
Parkordnung hingewirkt. 

Im Weiteren soll die Bewusstseinsbildung bei Verkehrsteilnehmer*innen durch gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere durch die Verkehrssicherheitskampagne „Gemeinsames 
rücksichtsvolles Miteinander“ in den Fokus gerückt werden, da auch das Abstellen von 
Motorrädern und Motorrollern auf Gehwegen oft aus Gewohnheit oder Unwissenheit erfolgt.

Wir bitten von den Ausführungen Kenntnis zu nehmen und um etwas Geduld bis zur Be-
schlussvorlage „Management des öffentlichen Straßenraumes“ sowie der Teilstrategie „Fuß-
verkehr“.

Dem Antrag Nr. 20-26 / B 02477 kann nach Maßgabe der vorstehenden Ausführungen ent-
sprochen werden. Er ist damit behandelt.

Wir hoffen, wir konnten Ihnen den Sachverhalt nachvollziehbar darlegen.

Mit freundlichen Grüßen

Strategie Verkehrsraummanagement 
MOR-GB1-1.23 

1 Siehe „Zu Anlage 2 lfd. Nummer 74 Parkflächenmarkierungen“ VWV StVO und „Zu Zeichen 315 
Parken auf Gehwegen“ VWV StVO
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